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Die Türkei ist ein Land mit 85 Millionen Einwohner_Innen und einem BIP von
850 Mrd. (ca. ein Drittel von Deutschland). Durch seine Lage zwischen dem
Nahen Osten und Europa hat es neben seinem wirtschaftlichen Gewicht auch
geopolitische Bedeutung. Außerdem ist das Land Teil  der NATO und hat
sogar  die  zweitgrößte  Nato-Armee.  Zuletzt  hat  die  wirtschaftliche
Erfolgsgeschichte  jedoch  mit  einer  offiziellen  Inflation  von  80  %  ein
vorläufiges Ende gefunden. Wie kam es zur Krise in der Türkei und wie kann
sie gestoppt werden?

Politische Entwicklung

Mit der AKP und Recip Tayyip Erdogan kam 2003 eine rechte, muslimische
Partei  an  die  Macht.  Die  nächsten  Jahre  waren  von  einer  liberalen
wirtschaftlichen Entwicklung geprägt, die sogar das Entstehen einer großen
Mittelschicht  ermöglichte.  Allerdings  erfolgten auch Privatisierungen und
insgesamt eine Verschlechterung der Lage der Lohnabhängigen. 2013 hat
das zu den großen Gezi-Protesten geführt, die sich gegen Verdrängung und
die  Regierung  insgesamt  richteten.  Diese  wurden  jedoch  blutig
niedergeschlagen.

Die Türkei ist zwar nicht faschistisch, hat sich innenpolitisch jedoch immer
mehr zu einer neoliberalen Diktatur entwickelt. Seit 2016 wurde ein brutaler
Krieg gegen das kurdische Volk im Südosten des Landes geführt, um deren
Autonomiebestrebungen  zu  zerstören.  Schon  seit  der  Gründung  der
kapitalistischen Türkei  wurden die Kurd_Innen, die größte Minderheit  im
Land,  massiv  unterdrückt.  Diese Politik,  die  sie  zu Bürger_Innen zweiter
Klasse  machte,  führte  erst  zum Kampf  gegen  den  türkischen  Staat  und
schließlich um Autonomiegebiete. Erdogan unterdrückte diesen Kampf mit
besonderer Härte. Die Pressefreiheit ist mittlerweile eine der niedrigsten der
Welt. Trotzdem hatte Erdogan in der Mehrheitsgesellschaft immer ein recht
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gutes Ansehen, was er aber nun zu verlieren scheint: In den Umfragewerten
steht die AKP bei 30 %, was einen Verlust von über 13 % darstellt. Sie hat
also bereits einen Teil ihrer früheren Basis verloren und schafft es immer
weniger die Interessen der verschiedenen Kapitalfraktionen zu vereinen. Ihr
Koalitionspartner,  die  faschistische  MHP,  liegt  bei  7  Prozent  und würde
damit sogar den Einzug ins Parlament verpassen. Am 18. Juni 2023 werden
die  nächsten  Parlamentswahlen  in  der  Türkei  abgehalten.  Die
aussichtsreichste Oppositionspartei ist allerdings die bürgerliche CHP, die
die Kriege im Aus- und Inland, sowie jegliche neoliberale Reform im Inneren
unterstützt hat.

Die Wirtschaft der Türkei

Die  Türkei  war  lange  Zeit  eines  der  Länder  mit  einem  großen
Wirtschaftswachstum. Zum Teil nutzlose Infrastrukturprojekte haben zwar
kurzfristig  die  Wirtschaft  angekurbelt,  jedoch  auch  Staatkassen  belastet,
sodass die Verschuldung von 2005 bis 2021 von 175 Mrd. auf 435 Mrd. (41,6
%  des  BIP)  gestiegen  ist.  Die  wichtigsten  Industriesektoren  sind  die
Textilindustrie, die Automobilindustrie, sowie die chemische Industrie, der
Maschinenbau und die Elektronikbranche. Im Dienstleistungssektor, der ca.
50% der Wirtschaft ausmacht, ist vor allem die Tourismusbranche zu nennen.
Weitreichende  Privatisierungen  im  öffentlichen  Sektor  (z.B.  im
Gesundheitsbereich) haben in den letzten Jahren zu einer Verschlechterung
der Leistungen und der Arbeitsbedingungen in diesem Sektor geführt. Das
Wachstum des  BIP  wird  für  die  nächsten  Jahre  nur  noch  auf  ca.  3  %
geschätzt.

Inflation

Im August 2021 begann die Inflation in die Höhe zu schnellen. Da Erdogan
eine Rezession befürchtete,  hatte  er  den Leitzins  (Zinssatz  bei  dem sich
Banken bei der Zentralbank Geld leihen können) nicht gehoben. Das Kalkül
ging allerdings nicht auf und die Inflation stieg in der Folge bis zum August
2022 auf offiziell 80%. Grund dafür ist u.a. auch der Krieg Russlands gegen
die  Ukraine.  Der  Hauptgrund  der  Inflation  ist  allerdings  die  schwache
Landeswährung  Lira,  die  dafür  sorgt,  dass  Importe  (z.B.  von



Nahrungsmitteln  und  Energie)  deutlich  teuer  werden.

Die  Erhöhung  des  Mindestlohns  auf  umgerechnet  ca.  300  €  kann  die
Verarmung der Bevölkerung nicht aufhalten. Über 20 % leben heute unter
der Armutsgrenze und die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 50 %.

Außenpolitik

Die  Außenpolitik  der  Türkei  ist  davon  geprägt,  pro-kurdische  Kräfte  zu
bekämpfen. Z.B. bereitet die Türkei gerade einen fünften (!) Krieg gegen die
kurdischen Autonomiegebiete Rojava in Nordsyrien vor. Auch im Irak ist die
Türkei einmarschiert und bombardiert regelmäßig kurdische Dörfer, um die
pro-kurdische Partei PKK zu bekämpfen.

Zwar ist die Türkei in der NATO, hat aber Konflikte mit einzelnen Staaten,
wie z.B. den USA, die die Kurd_Innen in Syrien gegen den IS unterstützen.
Außerdem  besteht  eine  lange  Feindschaft  mit  Griechenland  über  die
Herrschaft über diverse Inseln, aber auch um das Recht auf Gasbohrungen
im  Mittelmeerraum.  Dies  führte  bereits  in  diesem  Jahr  fast  zum  Krieg
zwischen den beiden NATO-Staaten. Mit Russlands Unterstützung des Assad-
Regimes besteht zwar in Syrien ein Interessenkonflikt, allerdings ist es auch
ein wichtiger Handelspartner, weshalb die Türkei stets um einen Ausgleich
bemüht ist.  Insgesamt versucht die Türkei ihre wirtschaftlichen Probleme
militärisch mit  einer aggressiven Außenpolitik  in  Syrien,  Libyen oder als
„Türsteher“  Europas  auszugleichen.  Gleichzeitig  mit  dem  Hass  auf  das
kurdische  Volk,  und  angeblichem innerem „Terror“  den  sie  der  PKK zu
schieben. Das hilft Angst in der Bevölkerung vor den äußeren und inneren
„Feinden“  zu  schüren,  um  vor  den  tatsächlichen  Problemen  und  ihren
Ursachen abzulenken.

Widerstand

Gewerkschaftlicher  Widerstand  gegen  die  Politik  der  Regierung  fiel
abgesehen von den Gezi-Protesten 2013 leider eher schwach aus,  da die
Gewerkschaften  traditionell  sehr  mitgliederschwach  sind.  Nur  9,2%  der
arbeitenden Menschen sind überhaupt organisiert und kaum 3 % arbeiten
unter Tarifbedingungen. Anfang 2022 gab es allerdings Streiks in der Metall-



und Elektroindustrie von drei Gewerkschaften. Auch Essenslieferant_Innen,
Textilarbeiter_Innen  und  Angestellte  im  Gesundheitssektor  haben  2022
gestreikt (teilweise mehrfach) und somit den Lohnabhängigen den Weg in
den Kampf gewiesen. Dieser rasante Anstieg von Streiks 2022 hat auch zu
massenhaften Eintritten in die Gewerkschaften geführt.

Die Schwäche der Regierung und die anstehenden Wahlen sind eine gute
Möglichkeit, die Belange der Arbeiter_Innenklasse in den Fokus der Politik
zu rücken und den Kampf gegen die kapitalistische Grundlage der Regierung
populär zu machen. Dafür müssen die Gewerkschaften jedoch koordiniert
auftreten.  Sie  müssen  sich  zu  einem  Aktionsbündnis  gegen  die
Pre i ss te igerungen  zusammensch l ießen .  Nur  so  kann  d ie
Arbeiter_Innenklasse  zu  einem  politischen  Machtfaktor  werden,  der
Unentschlossene  anzieht  und  der  Regierung  die  Stirn  bieten  kann.   

Sie muss auch Forderungen, wie die Verstaatlichung des Gesundheitssektors
aufstellen, um die Gesellschaft in ihrem Sinne zu verändern.

Aus einer solchen Bewegung müsste aber auch eine revolutionäre Partei
entstehen. Die HDP kann als eine reformistische Partei eine solche Rolle
nicht einnehmen. Mit ihre Forderungen nach einer teilweisen Integration der
kurdischen  Bewegung  in  den  türkischen  Staat  und  begrenzten  sozialen
Reformen  können  die  Probleme  der  Wirtschaft  und  Gesellschaft  nicht
behoben  werden.  Nur  eine  antikapitalistische  Revolution  kann  den
wirtschaftlichen  Verfall  der  Türkei  noch  aufhalten.

Für einen Generalstreik gegen Krieg und Inflation, angeleitet von den
Gewerkschaften und Arbeiter_Innenkommitees in den Betrieben!
Gegen das Verbot von PKK, HDP und gegen jegliche Diskriminierung
des  kurdischen  Volkes,  für  ein  Recht  auf  autonome  kurdische
Gebiete!
Für  die  Enteignung  aller  Betriebe  und  hohen  Vermögen  unter
Kontrolle  von  Arbeiter_Innenkommitees,  Stopp  sinnloser  und
verschwenderischer  Infrastrukturprojekte!
Für eine gleitende Lohnskala angepasst an die Inflation und eine
Erhöhung von Mindestlohn und Arbeitslosengeld unter Kontrolle der



türkischen und kurdischen Arbeiter_Innen!
Für die Streichung aller Schulden der Türkei an das Ausland!
Für  den  Austritt  der  Türkei  aus  der  NATO,  gegen  jede
Militärunterstützung  im  Kampf  gegen  Rojava  von  Deutschland
(insbesondere  Waffen-  und  Panzerlieferungen)!
Für  eine  revolutionären  Aufstand  der  Arbeiter_Innen  und
Bäuer_Innen  der  Türkei  und  Kurdistans  und  den  Sturz  des
reaktionären  Erdogan-Regimes!


